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Von der Kant. Bâûdirekîion Stadtplanungsamt Bern 

genehmigt J: ^   £cJ2. 

Vorschriften zum Zonenplan Bahnhof Mitte 

Art. 1 

Allgemeines 

1 Die Planung Bahnhof Bern „Mitte" bezweckt als Teil des 
Richtplanes Masterplan Bahnhof Bern, in der Mitte des 
Bahnhofs Bern eine leistungsfähige Fussgängerverbindung 
vom Bubenbergplatz zur Grossen Schanze zu ge¬ 
währleisten, neue Nutzungen zuzulassen und städtebaulich 
attraktive Neubauten zu gestalten. 

2 Die Planung Bahnhof Bern „Mitte" geht dem Nutzungszo¬ 
nenplan 1975 und dem Bauklassenplan 1987 sowie den 
zugehörigen Vorschriften vor. Sie gilt für das im Pian 
bezeichnete Gebiet. Soweit hier keine besondere Rege¬ 
lung getroffen wird, gilt ergänzend das übrige Baurecht 
der Stadt Bern. 

3 Im Grundeigentum der Schweizerischen Bundesbahnen 
gilt die Planung Bahnhof Bern „Mitte" nur für nicht oder 
nicht überwiegend dem Bahnbetrieb dienende Bauten, 
Anlagen und Bepflanzungen. Bauten und Anlagen auf dem 
Grundeigentum der SBB bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde gemäss Eisenbahngesetz. 

Art. 2 

Zonen mit Planungspflicht (ZPP) 
1 Das Bauen in einer Zone mit Planungspflicht (ZPP) setzt 
eine rechtskräftige Ueberbauungsordnung voraus. Vor 
deren Erlass kann der Gemeinderat Bauvorhaben unter 
den Voraussetzungen gemäss Art. 93 Abs. 1 BauG bewil¬ 
ligen. 

2 Die nachfolgende ZPP ist eine Zone mit Planungspfliebt 
nach den Art. 93 bis 95 BauG. 

3 Vor Erlass der Ueberbauungsordnung ist mittels eines 
wettbewerbsähnlichen Verfahrens nach den Regeln des 
Schweizerischen Ingenieur- und Architektenvereins die 
Grundlage für die Ueberbauungsordnung zu schaffen. Das 
Wettbewerbsergebnis (Siegerprojekt) ist Grundlage für die 
Ueberbauungs-ordnung. 

4 Vor der Erteilung einer Baubewij|iguDg_siM-trrtfëh 
Investorenverträgenxlie-äetaTttlBnetnnfrastrukturleistungen 

e von Art. 142 BauG festzulegen. 
j*x/n'cAth , Sfsclt/utr A^r&. 

Art. 3 

ZPP „Mitte" 

1 Die ZPP „Mitte" bezweckt die Erstellung eines Gebäu¬ 
des mit gemischter Nutzung und einer Fussgängerver¬ 
bindung von der Bogenschützenstrasse bis zur Grossen 
Schanze sowie die Zulassung weiterer publikumsorient¬ 
ierter Nutzungen im Bereich der Perronplatte. 

2 Art der Nutzung: 
Geschäfts- und Gewerbezone (GG). 

3 Mindestwohnanteil: 
Der Mindestwohnanteil beträgt 10 %. Er kommt dann zur 
Anwendung, wenn die Hälfte der zusätzlichen Nutzungen 
realisiert wird. 

4 Planungswert für zusätzliche Nutzungen: 
Max. 13'000 m2 BGF. 
Bestehende Nutzungen dürfen abgebrochen und unter 
Wahrung des Besitzstandes neu erstellt werden. 

5 Gestaltungsgrundsätze: 
- Gebäudehöhe: 571 M.ü.M. 
- im Rahmen der zulässigen Gebäudehöhe ist die Ge¬ 

schosszahl frei. 
- der obere Kopfteil soll sich gut in die Parkterrasse ein¬ 

ordnen. 
- der Bereich der Grossen Schanze ist wei testgehend zu 

begrünen und der Oeffentlichkeit zugänglich zu halten. 
- angemessene Rücksichtnahme auf das Gebäude Burger¬ 

spital mit Freihaltung des Aussenraumes und des Zu¬ 
gangsbereiches zwischen Bogenschützenstrasse und 
Burgespital. 

- eine gute Aufenthaltsqualität ist überall zu gewährleisten. 
- Bauten und Aussenräume sind dem menschlichen Mass¬ 

stab angepasst zu gestalten. 
- die bestehende Brüstungslinie der Grossen Schanze soll 

weiterhin bestehen bleiben und grundsätzlich nicht ver¬ 
ändert werden. 

6 Erschliessungsgrundsätze: 

- Fussgängerverbindung von der Bogenschützenstrasse 
zur Grossen Schanze durch oder entlang dem Gebäude. 

- Fussgängerverbindung vom Milchgässli über die Perron¬ 
platte zuf Grossen Schanze. 

- Erstellung der Autoparkplätze grösstenteils im Parking 
Bahnhof oder Sidlerstrasse. 

- Die Parkplatzzahl ist unterhalb der Norm von einem Park¬ 
platz pro 10 Arbeitsplätze für Gewerbe- und Dienstleist¬ 
ungsbetriebe, einem Parkplatz pro300m2 Verkaufsfläche 
und einem Parkplatz auf zwei Wohnungen festzusetzen. 

- Realisierung von überdachten Veloabstellplätzen. 
- Festlegung eines Zugangs zum zukünftigen RBS-Bahn- 

hof. 

7 Empfindlichkeitsstufe: III gemäss LSV. 

Art. 4 

Schlussbestimmungen 

1 Innerhalb des im Zonenplan bezeichneten Bereiches wird 
die Ueberbauungsordnung „Bogenschützenstrasse/ 
Schanzenstrasse" aufgehoben. 

2 Die Artikel 77 bis 79 sowie Artikel 86 bis 131 der Bauord¬ 
nung vom 20. Mai 1979 finden im Planungsperimeter kei¬ 
ne Anwendung. 

3 Die Planung Bahnhof Bern „Mitte" tritt am Tage nach 
ihrer Genehmigung durch die zuständige kantonale Be¬ 
hörde in Kraft. 
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Vorschriften zum Zonenplan Bahnhof West 

Art. 1 

Allgemeines 

1 Die Planung Bahnhof Bern „West" als Teil des Richtplanes 
Masterplan Bahnhof Bern bezweckt, auf dem westlichen 
Gebiet des Bahnhofs Bern eine Umsteigeplattform zu er¬ 
stellen, neue Nutzungen zuzulassen und einen städtebau¬ 
lich attraktiven westlichen Bahnhofzugang zu schaffen. 

2 Die Planung Bahnhof Bern „West" geht dem Nutzungszo¬ 
nenplan 1975 und dem Bau-klassenplan 1987 sowie den 
zugehörigen Vorschriften vor. Sie gilt für das im Plan be¬ 
zeichnete Gebiet. Soweit hier keine besondere Regelung 
getroffen wird, gilt ergänzend das übrige Baurecht der Stadt 
Bern. 

3 Im Grundeigentum der Schweizerischen Bundesbahnen 
gilt die Planung Bahnhof Bern „West" nur für nicht oder 
nicht überwiegend dem Bahnbetrieb dienende Bauten, 
Anlagen und Bepflanzungen. Bauten und Anlagen auf dem 
Grundeigentum der SBB bedürfen der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde gemäss Eisenbahngesetz. 

Art. 2 

Zone mit Planungspflicht (ZPP) 

1 Das Bauen in einer Zone mit Planungspflicht (ZPP) setzt 
eine rechtskräftige Ueberbauungsordnung voraus. Vor 
deren Erlass kann der Gemeinderat Bauvorhaben unter 
den Voraussetzungen gemäss Art. 93 Abs. 1 BauG bewil¬ 
ligen. 

2 Die nachfolgende ZPP ist eine Zone mit Planungspflicht 
nach den Art. 93 bis 95 BauG. 

3 Vor Erlass der Ueberbauungsordnung ist ein Projekt¬ 
wettbewerb nach den Regeln des Schweizerischen Inge¬ 
nieur* und Architektenvereins durchzuführen. Das Wettbe¬ 
werbsergebnis (Siegerprojekt) ist Grundlage für die Ueber¬ 
bauungsordnung. 

4 Vor Erteilung einer Baubewilligung sindjnjlerü»vestoren- 
verträgen die detai[Ngjleo4BfrastT,QHGrfeis^ im Sin- 
jlß-vofrArtrRTSauGlfestzulegen. 

ABGEÄNDERT gemäss - 

Art. 3 Verfügung vom..<3>;-X:.7..C.... 

ZPP „West" 

1 Die ZPP „West" bezweckt die Erstellung einer Gleis- 
überbauung für einen weiteren Zugang zum Bahnhof mit 
Umsteigeplattform und Bahnhofvorfahrt sowie für Verkaufs¬ 
geschäfte, Bahnnebenbetriebe, Dienstleistungsbetriebe 
und Wohnungen. 

2 Art der Nutzung: 
Geschäfts- und Gewerbezone (GG). 

3 Planungswert: 
- Geschäfts- und Gewerbenutzung: max. 14'500 m2 BGF, 

wobei höchstens ein Drittel Verkaufsfläche zulässig ist. 
- bahnbetriebliche Nutzungen: Beschränkungen im Sinne 
des Bau- und Planungsrechts von Kanton und Stadt Bern, 
soweit sie zu keinen unverhältnismässigen Belastungen 
des Bahnbetriebs führen (Art. 18ff EG ). 

- Wohnnutzung: max. 2'000 m2 BGF. 

4 Gestaltungsgrundsätze für Bauten und Anlagen: 
- Neubauten haben der Kopfsituation als Bahnhofeinfahrt 

von Westen her Rechnung zu tragen. 
- Ausgestaltung als Umsteigeknotenpunkt des öffentlichen 

Verkehrs. 
- Gebäudehöhe: 575 M. ü. M.. 
- im Rahmen der zulässigen Gebäudehöhe ist die Ge¬ 

schosszahl frei. 
- publikumsorientierte Dienstleistungsnutzungen angren¬ 

zend an die Schanzenbrücke bzw. Umsteigeplattform. 
- eine gute Aufenthaltsqualität ist überall zu gewährleisten. 
- Bauten und Aussenräume sind dem menschlichen Mass¬ 

stab angepasst zu gestalten. 
- die durch die unterbaute Stadtbachstrasse gebildete nörd¬ 

liche Hangkante darf nicht verändert werden; vorbehal¬ 
ten bleibt der Anschluss der Erschliessungsanlagen im 
Bereich der Bahnhofvorfahrt. 

5 Erschliessungsgrundsätze: 
- Verbindung für Fussgänger, Velos, den öffentlichen und 
privaten Verkehrvon Laupenstrasse und Bubenbergplatz 
über die Schanzenbrücke als Zugang zur Länggasse. 

- gut gestaltete Fussgängerverbindung von der Laupen¬ 
strasse via Gebäude Postbahnhof zum Raum Oberge¬ 
richt. 

- direkte und attraktive Verbindungen von Umsteigeplatt¬ 
form und Bahnhofvorfahrt zur Schanzenbrücke. 

- Erstellung von maximal 80 Autoabsteilplätzen. 
- Realisierung von überdachten Veloabstellplätzen. 
- Einrichtung von Taxistandplätzen. 
- Zufahrt zu den Parkplätzen und zur Bahnhofvorfahrt von 
der Stadtbachstrasse her. 

- Freihaltung einer Werkzufahrt vom Parkdeck unter Schan¬ 
zenbrücke hindurch zu Schanzenpost. 

6 Empfindlichkeitsstufe: III gemäss LSV. 

Art. 4 

Schlussbestimmungen 

1 Die Artikel 86 bis 131 der Bauordnung vom 20. Mai 1979 
finden im Planungsperimeter keine Anwendung. 

2 Die Planung Bahnhof Bern „West" tritt am Tage nach 
ihrer Genehmigung durch die zuständige kantonale Be¬ 
hörde in Kraft. 
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Vorschriften zum Zonenplan Bahnhof Ost 

Art. 1 

Allgemeines 

1 Die Planung Bahnhof Bern „Ost" als Teil des Richtplanes 
Masterplan Bahnhof Bern bezweckt, auf dem östlichen Ge¬ 
biet des Bahnhofs Bern eine neue Fussgängerverbindung 
und eine leistungsfähige Bahnhofvorfahrt zu erstellen, neue 
Nutzungen zuzulassen sowie einen städtebaulich attrakti¬ 
ven Ort zu gestalten. 

2 Die Planung Bahnhof Bern „Ost" geht dem Nutzungszo¬ 
nenplan 1975 und dem Bauklassenplan 1987 sowie den 
zugehörigen Vorschriften vor. Sie gilt für das im Plan be¬ 
zeichnete Gebiet. Soweit hier keine besondere Regelung 
getroffen wird, gilt ergänzend das übrige Baurecht der Stadt 
Bern. 

3 Im Grundeigentum der Schweizerischen Bundesbahnen 
gilt die Planung Bahnhof Bern „Ost" nur für nicht oder nicht 
überwiegend dem Bahnbetrieb dienende Bauten, Anlagen 
und Bepflanzungen. Bauten und Anlagen auf dem Grund¬ 
eigentum der SBB bedürfen der Genehmigung duch die 
Aufsichtsbehörde gemäss Eisenbahngesetz. 

Art. 2 

Zone mit Planungspflicht (ZPP) 

1 Das Bauen in einer Zone mit Planungspflicht (ZPP) setzt 
eine rechtskräftige Ueberbauungsordnung voraus. Vor 
deren Erlass kann der Gemeinderat Bauvorhaben unter 
den Voraussetzungen gemäss Art. 93 Abs. 1 BauG bewil¬ 
ligen. 

2 Die nachfolgende ZPP ist eine Zone mit Planungspflicht 
nach den Art. 93 bis 95 BauG. 

3 Vor Erlass der Ueberbauungsordnung ist ein Projekt¬ 
wettbewerb nach den Regeln des Schweizerischen Inge¬ 
nieur- und Architektenvereins durchzuführen. Das Wett¬ 
bewerbsergebnis (Siegerprojekt) ist Grundlage für die 
Ueberbauungsordnung. 

4 Vor der Erteilung einer Baubewilligung_sin£ 
Investorenverträgen^ieJfilailUerteiTlnfrastmkturleistungen 

r~Ï42BauG festzulegen. 
gesMcUt-n pen- /PcscA/tccr Afyfi 

Art. 3 

ZPP „Ost" 

1 Die ZPP „Ost" bezweckt im Osten die Realisierung eines 
Gebäudes, welches eine Fussgängerverbindung zwischen 
der Grossen Schanze und dem Bollwerk herstellt und zu¬ 
sätzliche Nutzungen ermöglicht, sowie im Bereich Bollwerk- 
Süd die Ergänzung und Umgestaltung der bestehenden 
Bauten unter Zulassung neuer Nutzungsmöglichkeiten. 

2 Art der Nutzung: 
Geschäfts- und Gewerbezone (GG). 

3 Planungswert für zusätzliche Nutzungen: 
max. 12'000 m2 BGF. 
Bestehende Nutzungen dürfen abgebrochen und unter 
Wahrung des Besitzstandes neu erstellt werden. 

4 Gestaltungsgrundsätze: 
- Neubauten haben der Kopfsituation als Bahnhofeinfahrt 

von Osten her Rechnung zu tragen. 
- von der Parkterrasse zur Aarbergergasse soll ein Durch¬ 

blick bestehen bleiben. 
- Gebäudehöhen: 
~ Gebäude Abschluss-Ost: 570 M.ü.M. 
- Gebäude Bollwerk-Süd: 562 M.ü.M. 

- im Rahmen der zulässigen Gebäudehöhe ist die Ge¬ 
schosszahl frei. 

- der Bereich der Grossen Schanze ist weitestgehend zu 
begrünen und der Oeffentlichkeit zugänglich zu halten. 

- Anordnung der kommerziellen Nutzflächen und der pub¬ 
likumswirksamen Betriebe entlang der Fussgänger¬ 
achsen. 

- eine gute Aufenthaltsqualität ist überall zu gewährleisten. 
- Bauten und Aussenräume sind dem menschlichen Mass¬ 
stab angepasst zu gestalten. 

- die bestehende Brüstungslinie der Grossen Schanze soll 
weiterhin bestehen bleiben und grundsätzlich nicht ver¬ 
ändert werden. 

5 Erschliessungsgrundsätze: 
- Fussgängerverbindung von der Aarbergergasse zur Uni¬ 

versität mit Liftverbindung (auch für Velos geeignet). 
- Erstellung der Autoparkplätze grösstenteils im Parking 

Bahnhof oder Sidlerstrasse. 
- Die Parkplatzzahl ist unterhalb der Norm von einem Park¬ 

platz pro 10 Arbeitsplätze für Gewerbe- und Dienstleist¬ 
ungsbetriebe, einem Parkplatz pro 300m2 Verkaufsflä¬ 
che und einem Parkplatz auf zwei Wohnungen festzu¬ 
setzen. 

6 Empfindlichkeitsstufe: III gemäss LSV. 

Art. 4 

Schlussbestimmungen 

1 Die Artikel 77 bis 79 sowie Artikel 86 bis 131 der Bauord¬ 
nung vom 20. Mai 1979 finden im Planungsperimeter kei¬ 
ne Anwendung. 

2 Die Planung Bahnhof Bern „Ost" tritt am Tage nach ihrer 
Genehmigung durch die zuständige kantonale Behörde in 
Kraft. 

GENEHMIGUNGSVERMERKE 

Mitwirkung: 10. Mai bis 9. Juni 1994 

Mitwirkungsbericht vom: 29. Juni 1994 

Vorprüfungsbericht vom: 11. Juli 1994 

Öffentliche Auflagen vom: 
vom: 

16. August 1994 
2. August 1995 

bis 

bis 

14. September 1994 

1. September 1995 

Publikation im Stadtanzeiger am: 
am: 

16. August 1994 
2. August 1995 

und 
und 

30. August 1994 

16. August 1995 

Anzahl Einsprachen: 2 

Einspracheverhandlung: 10./12. Oktober 1994 und 24. Oktober 1995 

Erledigte Einsprachen: 1 

Unerledigte Einsprachen: 1 

Rechtsverwahrungen: 0 

Gemeinderatsbeschluss Nr.: 2233 vom: 1. November 1994 

Stadtratsbeschluss vom: 18. Mail 995 

BESCHLOSSEN DURCH DIE EINWOHNERGEMEINDE AM: 10. SEPTEMBER 1995 

Ja: 15*099 Nein: 6'314 

Namens des Stadtrates 

Der Stadtratspräsident 

0- — 

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt 

Bern, den 2 5. März 1996 

Die Stadtsehreiberin ✓ 

Die Stadtschreiberin 

^~) ■iM&zdUVtiu. 

/ 

/ 

GENEHMIGT DURCH DAS KANT. AMT FÜR GEMEINDEN UND RAUMORDNUNG 

0 3. April jog? 
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